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Einleitung

Der plakative Ausspruch „Strafrecht goes global“1 verdeutlicht die für das 
Strafrecht bestehende Herausforderung, vor dem Hintergrund der Rechtsent-
wicklung auf europäischer Ebene die Tätigkeit von international agierenden 
Unternehmen auch aus (wirtschafts-)strafrechtlicher Sicht adäquat erfassen 
zu können. In Zeiten von Globalisierung und zunehmender wirtschaftlicher 
Verflechtung muss sich das nationale Strafrecht vermehrt mit grenzüberschrei-
tenden und internationalen Sachverhalten befassen. Dabei stehen sowohl der 
nationale und der europäische Gesetzgeber als auch der Rechtsanwender vor 
der Aufgabe, zum einen den gemeinschaftsrechtlichen Vorgaben, zum anderen 
aber auch den nationalen, insbesondere verfassungsrechtlichen, Anforderungen 
an Strafgesetze hinreichend Rechnung zu tragen.

Für die verstärkt grenzüberschreitende wirtschaftliche und unternehmerische 
Tätigkeit im europäischen Binnenmarkt und den zunehmenden Einsatz aus-
ländischer Gesellschaftsformen im Inland spielt die Rechtsprechung des Ge-
richtshofes der Europäischen Union (EuGH) zur Niederlassungsfreiheit ge-
mäß	Art.	49,	54	AEUV	eine	wichtige	Rolle.2 Diese ermöglicht Unternehmen 
im Europäischen Wirtschaftsraum (EWR)3 eine weitgehende Rechts(form)-
wahlfreiheit im Gesellschaftsrecht.4 

1 Kempf, FS Christian Richter II, 2006, 283.

2 Insb. EuGH, Urt. v. 09.03.1999, Rs. C-212/97, Slg. 1999, I-1459 = NZG 1999, 298 – 
Centros; Urt. v. 05.11.2002, Rs. C-208/00, Slg. 2002, I-9919 = NZG 2002, 1164 – Überseer-
ing; Urt. v. 30.09.2003, Rs. C-167/01, Slg. 2003, I-10155 = NZG 2003, 1064 – Inspire Art.

3 Neben den Mitgliedstaaten der EU gehören einige Mitgliedstaaten der Europäischen 
Freihandelszone EFTA (Island, Liechtenstein, Norwegen) zum sog. Europäischen Wirt-
schaftsraum (EWR). Im EWR gelten im Grundsatz auch die Grundfreiheiten der euro-
päischen Verträge. Zu beachten ist, dass die SE-VO in das Recht des EWR übernommen 
worden ist, vgl. insoweit Beschluss des Gemeinsamen EWR-Ausschusses Nr. 93/2002 v. 
25.06.2002 zur Änderung des Anhangs XXII (Gesellschaftsrecht) des EWR-Abkommens, 
ABl. EU Nr. L 266 v. 03.10.2002, S. 69 f.; vgl. hierzu Schön in: Lutter / Hommelhoff / Teich-
mann, SE-Kommentar, S. 1377.

4 Eidenmüller / Engert / Hornuf, AG 2009, 845.
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Seit der neueren Rechtsprechung des EuGH zur Niederlassungsfreiheit von 
juristischen Personen ist Kapitalgesellschaften mit Gründungssitz im EU-Aus-
land gegenüber nämlich die sog. Gründungstheorie anzuwenden. Dies ermög-
licht	es	den	Gründern	einer	Kapitalgesellschaft	in	der	Europäischen	Union / dem	
Europäischen Wirtschaftsraum, aus der Vielzahl der Rechtsordnungen und Ge-
sellschaftsformen	der	EU / EWR-Mitgliedstaaten	diejenige	zu	wählen,	mit	der	
sie ihre unternehmerischen Ziele und Interessen am besten verfolgen können.5

Rechtswahlfreiheit im Gesellschaftsrecht ermöglicht ferner auch das Statut der 
Societas Europaea (SE-Statut).6 Die Europäische Aktiengesellschaft (Societas 
Europaea, im Folgenden auch: SE) stellt eine supranationale Rechtsform und 
eine Art europäisches Konkurrenzmodell zur deutschen Aktiengesellschaft dar.7 
Sie soll es internationalen Konzernen ermöglichen, sich innerhalb der Europäi-
schen Union nur einer Rechtspersönlichkeit mit vergleichsweise einfachen und 
kostengünstigen	Strukturen	zu	bedienen,	z.  B.	dadurch,	dass	die	SE	vermehrt	
auf Niederlassungen als auf Tochtergesellschaften zurückgreifen kann.8 

Folge der Rechtsprechung des EuGH zur Niederlassungsfreiheit9 und der 
Schaffung der SE ist ein Wettbewerb der Gesellschaftsrechte innerhalb der Eu-
ropäischen Union.10	In	Deutschland	führt	dies	etwa	seit	2003	zu	einer	vermehr-
ten Gründung von Auslandsgesellschaften, insbesondere der Gesellschaftsform 
der englischen Private Company Limited by Shares (Ltd.), im Folgenden auch: 
Limited.11 

5 Eidenmüller, JZ 2004, 24; Christ, Englische Private Limited und französische Société à 
Responsabilité Limitée, S. 27, 249.

6 Vgl. Verordnung (EG) Nr. 2157/2001 des Rates vom 08.10.2001 über das Statut der 
Europäischen Gesellschaft (SE-VO); dazu Mosiek, StV 2008, 94, 95.

7 Schlösser, NZG 2008, 126.

8 Blanquet, ZGR 2002, 20, 35.

9 Vgl. Fn. 2.

10 Eidenmüller, NJW 2005, 1618.

11 Hierzu sind kaum verlässliche Zahlen zu bekommen, vgl. BT-Drs. 16/283, 2; teilweise 
ist von mehr als 60000 Limiteds in Deutschland die Rede, so Noack, Limited vs. UG (haf-
tungsbeschränkt), abrufbar unter: http://blog.handelsblatt.com / rechtsboard/2013/06/03/
limited-vs-ug-haftungsbeschrankt/#more-5756, (Stand: 02.01.2017); vgl. auch die Anzahl 
der Neugründungen der Limiteds in Deutschland von 2005 bis 2015, Institut für Mittelstands-
forschung Bonn, Gewerbliche Unternehmensgründungen nach Rechtsform, abrufbar unter: 
http://www.ifm-bonn.org / fileadmin / data / redaktion / statistik / gruendungen-und-unterneh-
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Diese zeichnet sich durch eine – im Vergleich zu den deutschen Kapitalgesell-
schaftsformen – kapitalrechtliche Laxheit, Freiheit der Gesellschaftsgründer 
hinsichtlich der gesellschaftsrechtlichen Innenverhältnisse sowie eine unbüro-
kratische	und	einigermaßen	schnell	abzuwickelnde	Gründungsprozedur	aus.12 
Diese Gesellschaftsform ist beispielsweise – besonders auf Grund des Fehlens 
eines gesetzlichen Mindestkapitals – häufig insolvenzanfällig und mit Risiken 
für die Gesellschaftsgläubiger behaftet.13 

Vor diesem Hintergrund stellt sich verstärkt die Frage der Beurteilung von eu-
ropäischen Auslandsgesellschaften nach nationalem Strafrecht. Hinsichtlich der 
SE kommt auf Grund ihrer zunehmenden Beliebtheit, insbesondere auch bei 
großen	deutschen	Konzernen	wie	beispielsweise	der	Porsche	SE14, nunmehr die 
Frage auf, welche strafrechtlichen Regelungen auf diese Gesellschaftsform zur 
Anwendung zu bringen sind.

In Anbetracht der bestehenden Diskussion15 über die generelle Anwendung 
der Gründungstheorie im internationalen Gesellschaftsrecht oder zumindest 
hinsichtlich Drittstaaten wie der Schweiz soll die Arbeit auch aufzeigen, wie 
sich diese Entwicklung auf die strafrechtliche Behandlung von ausländischen 
Gesellschaftsformen, insbesondere auf die Problematik der sog. Fremdrechts-
anwendung im Strafrecht, auswirkt. Fremdrechtsanwendung meint dabei Fälle, 
in	denen	ein	Straftatbestand	auf	außerstrafrechtliche	Rechtsnormen	Rückgriff	
nimmt. Dies kommt dadurch zustande, dass deutsche Straftatbestände ihre 
Schutzbereiche häufig nicht selbst bestimmen und regeln, sondern sie dadurch 
festlegen, dass bestimmte Rechtsbegriffe oder auch ganze Vorschriften aus an-
deren Rechtsgebieten (akzessorisch) in Bezug genommen werden.16 Im Rah-
men	 von	 wirtschaftsstrafrechtlichen	 Tatbeständen	 wie	 beispielsweise	 §	266	

mensschliessungen / dokumente / UntGr_UntLi_RF_2005-2015.pdf, (Stand: 02.01.2017), 
wonach die Neugründungen bis 2006 ansteigen, danach aber bereits wieder absinken.

12 Gross / Schork, NZI 2006, 10, 12; Rönnau, ZGR 2005, 832, 836.

13 Borges, ZIP 2004, 733, 734; Rönnau, ZGR 2005, 832, 836 f. 

14 Köstler / Pütz, Hans Böckler Stiftung SE-Datenblatt, abrufbar unter: http://www.boeck-
ler.de / pdf / pb_mitbestimmung_se_2016_6.pdf, (Stand: 07.11.2016).

15 Eidenmüller, JZ 2003, 526, 528 f.; Lieder / Kliebisch, BB 2009, 338, 340 m.w N.; vgl. auch 
BGH, DStR 2009, 59, 61 (Rn. 21 f.) m. Anm. Goette mit zahlreichen Nachweisen zu beiden 
Auffassungen.

16 Rönnau, ZGR 2005, 832, 847.
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StGB kommt es dabei zu einer inzidenten Fremdrechtsanwendung, weil diese 
Tatbestände „Einfallstore“17 wie normative Tatbestandsmerkmale und Blan-
kettverweisungen enthalten und dadurch akzessorisch an zivil- und wirtschafts-
rechtliche Vorschriften auch ausländischer Rechtsordnungen anknüpfen.

Es stellt sich deshalb die grundsätzliche Frage, nach welchen Vorgaben und 
Grundsätzen im deutschen Strafrecht eine (inzidente) Anwendung von Rechts-
normen	eines	anderen	EU / EWR-Mitgliedstaates	oder	auch	eines	Drittstaates	
möglich ist. 

Die Anwendung des „fremden Rechts“ ist dabei im Strafrecht besonders pro-
blematisch, da dieses sich, etwa im Vergleich zu zivilrechtlichen Vorschriften, 
„in	 einem	 anderen	Rahmen	 normhierarchisch	 höherrangiger	 Bedingungen“ 18 
bewegt. Dies bedeutet zum Beispiel eine besonders enge Bindung an das Be-
stimmtheitserfordernis	des	Art.	103	Abs.	2	GG.19 

Die Frage einer Fremdrechtsanwendung im Strafrecht ist nicht neu, vgl. etwa 
die umfassende Abhandlung von Cornils20. In Anbetracht insbesondere der 
Rechtsprechungsentwicklung auf europäischer Ebene21 stellen sich die damit 
verbundenen Fragen nunmehr aber weit häufiger und erlangen zunehmende 
praktische Relevanz. Von Bedeutung ist dabei, dass dem deutschen Strafrecht 
kollisionsrechtliche Anknüpfungen an sich weitgehend fremd sind22 und we-
der eine Geltung von Kollisionsrecht für das Strafrecht im StGB kodifiziert 
ist, noch eine Normierung eines deutschen internationalen Gesellschaftsrechts 
existiert.

Die Arbeit will die Probleme aufzeigen, die bei der Fremdrechtsanwendung im 
Zuge	der	strafrechtlichen	Behandlung	von	EU / EWR-Auslandsgesellschaften	
sowie der SE auftreten und einige Lösungsansätze formulieren. Im Kern geht 
es dabei um Fragen, die sich daraus ergeben, dass das nationale Strafrecht un-

17 Worm, Die Strafbarkeit eines directors einer englischen Limited nach deutschem Straf-
recht, S. 75.

18 Mankowski / Bock, ZStW 2008, 704, 707.

19 Kraatz, JR 2011, 58, 59.

20 Cornils, Die Fremdrechtsanwendung im Strafrecht.

21 Vgl. Fn. 2.

22 Werle / Jeßberger in: Leipziger Kommentar zum StGB, Vor §§ 3 ff. Rn. 337.
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verändert auf Sachverhalte angewandt wird, die erst durch neuere Rechtsent-
wicklungen auf europäischer Ebene enstanden sind. 
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